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Das Firmengelände des Reifen-
herstellers Continental ist – zu-
sammenmit demHutchinson-Ge-
lände – die wichtigste Industrie-
brache in Aachen. Zum 1. Juli die-
ses Jahres wird sie an die
Landmarken-Gruppe übergeben.
Die hat dort Großes vor. Es geht
um nicht weniger als neues Leben
für den Stadtteil Rothe Erde. Noch
ist von der neuen Arbeitswelt auf
dem Continental-Gelände im Aa-
chener Stadtteil Rothe Erde nichts
zu sehen. Hinter den Kulissen hat
diese allerdings längst begonnen.

> Lokales

AACHEN

Neues Leben auf der
Conti-Brache

„Ich halte es für unwahrscheinlich, dass unter diesem Verfassungssystem eine Diktatur zustande kommt", sagt RWTH Politologe Jared Sonnicksen
anlässlich des 75. Geburtstages des Grundgesetzes. Aber er fügt hinzu: „Es wäre töricht zu glauben, dass das unmöglich ist." > Region & NRW
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Fragen zuAboundZustellung:
0241 5101-701

Mo.-Fr. 7.30 -17 Uhr, Sa. 7.30 -12 Uhr

kundenservice@medienhausaachen.de

ZentraleMedienhaus:
0241 5101-0

Mo.-Fr. 8.00-17 Uhr

www.aachener-zeitung.de/kontakt
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Karl-Heinz Schnellinger
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Der DFB trauert um seine
Legende aus Düren

Von Veganern bis Kritikern
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Zehn ausgefallene
Optionen für Europa

EU-Wahl

Politik

Was tun Sie denn in
Brüssel, Frau Verheyen?
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Aktuelle Nachrichten aus der
Region jederzeit online unter
aachener-zeitung.de

AACHEN Nach Meinung der Richter
am Oberverwaltungsgericht (OVH)
Münster hat die Conterganstiftung
gegen das eigens bei ihrer Gründung
1972 erlassene Stiftungsgesetz versto-
ßen. Und das gleich doppelt: Der
strenge Maßstab, der für eine Aner-
kennung eines Conterganschadens
angelegt werde, müsse gesenkt wer-
den, und das Begutachtungsverfah-
ren durch die medizinische Kommis-
sion genüge nicht den gesetzlichen
Anforderungen. In vergleichbaren
Fällen könne die Stiftung dazu ver-
pflichtet werden, Anträge auf Leis-
tungen für FehlbildungendurchCon-
tergan erneut zu prüfen, urteilte das
OVG (Az. 16 A 1884/22). Die Conter-
ganstiftung hat Revision vor dem

Bundesverwaltungsgericht in Leipzig
eingelegt (Az. 5 C 2/24).

ImOVG-Verfahrenwurde deutlich,
dass dasVorgehendermedizinischen
Kommission im verhandelten Einzel-
fall durchaus typisch ist und so auch
öffentlich von der Stiftung beschrie-
ben wurde. Demnach entscheidet
seit einer Umstellung des Anerken-
nungsverfahrens im Jahr 2004 der
Vorsitzende der Kommission – ein Ju-
rist – allein, welche ärztlichen Gut-
achten eingeholt werden. Liegen sie
vor, schreibt er schließlich wiederum
allein eine Empfehlung für den Stif-
tungsvorstand. Dieses Verfahren ist
lautOVGgesetzeswidrig. DasConter-
ganstiftungsgesetz sei so zu verste-
hen, dass eine Kommission aus me-
dizinischen Sachverständigen ver-
schiedener Fachbereiche sowie dem

Vorsitzenden gemeinsam entschei-
den müsse. „Dieses Verfahren wurde
imFall desKlägers nicht eingehalten“,
heißt es im Urteil. Nur acht von 22
Mitgliedern der medizinischen Kom-
mission seien getrennt voneinander
mit dem Fall befasst gewesen.

Die Beweiserleichterung

Noch heute gehen pro Jahr mehr als
30 Erstanträge von möglicherweise
Betroffenen ein, da viele von ihnen
zuvor nicht wussten, dass Contergan-
schäden nicht nur dem gemeinhin
bekannten Bild der verkürzten Glied-
maßen entsprechen. Verhandelt wur-
de über denFall eines1961geborenen
Mannes, dessen Mutter während der
Schwangerschaft Contergan genom-
men hatte. Sein Antrag bei der Con-

terganstiftung von 2011 war 2017 ab-
gelehnt worden, weil seine Schädi-
gungen nicht mit „hinreichender
Wahrscheinlichkeit“ auf Contergan
zurückzuführen seien.

Die OVG-Richter urteilten, dass
dieser strenge Beweismaßstab – es
muss mehr für als gegen einen Zu-
sammenhang der Fehlbildungen mit
der Einnahme von Contergan durch
die schwangere Mutter sprechen –
der Intention des historischen Ge-
setzgebers widerspreche. Sie folgten
damit der Argumentation der Anwäl-
tin des Klägers, Karin Buder. Sie hatte
die Begründung zum Entwurf des
Stiftungsgesetzes von vor 54 Jahren
vorgelegt. Mit Blick darauf genügt in
den Augen des OVG, wenn eine Con-
terganeinnahme derMutter ernsthaft
inBetracht kommeundebensowahr-

scheinlich wie eine andere Ursache
für Fehlbildungen sei. Diese Beweis-
erleichterung ist für die Betroffenen
eine Sensation, denn damit revidiert
der 16. Senat seine eigene frühere
Rechtsprechung, die noch auf einer
„hinreichenden Wahrscheinlichkeit“
bestanden hatte.

Nun liegt der Fall am Bundesver-
waltungsgericht. Nach Angaben ei-
nes Sprechers steht frühestens Ende
des Jahres fest, wann ein abschlie-
ßendes Urteil ergehen soll. Im Ergeb-
nis könnte es um mehr als nur den
Einzelfall gehen. Seit der Umstellung
des Anerkennungsverfahrens 2004
sind 700 Neuanträge abgelehnt wor-
denundmehr als 500Revisionsanträ-
ge – also Altfälle, bei denen Betroffe-
ne versucht hatten, weitere Schäden
geltend zu machen. > Die Seite Drei

Sensationeller Erfolg für Conterganopfer am OVG
Die Conterganstiftung mache es Geschädigten unnötig schwer, urteilen die Richter und korrigieren damit ihre eigene Einschätzung.
VON CLAUDIA SCHWEDA

FRANKFURT AMMAINKnapp andert-
halb Jahre nach der Aufdeckung hat
vor demOberlandesgericht Frankfurt
amMain amDienstag der Prozess ge-
gen die mutmaßlichen Köpfe des so-
genannten Reichsbürgernetzwerks
begonnen. Die Verhandlung startete
mit rund einstündiger Verzögerung
und einer Flut von angekündigten
Anträgen der Verteidigung. Ange-
klagt sind neun Menschen um Hein-
richXIII. PrinzReuß.Diemeisten von
ihnen müssen sich wegen Mitglied-
schaft in einer terroristischen Verei-
nigung und Vorbereitung eines hoch-
verräterischen Unternehmens ver-
antworten. (afp)

> Meinung und Blickpunkt

Reichsbürger:
Viele Anträge zum
Prozessauftakt

DUBLIN Bayer Leverkusen kann mit
Florian Wirtz (21) in das Europa-Lea-
gue-Finale an diesem Mittwoch in
Dublin gegen Atalanta Bergamo (21
Uhr/RTL) gehen – und voraussicht-
lich auch von Anfang an. „Er wird
topfit sein“, sagte Sportchef Simon
Rolfes am Dienstag. „Und wir brau-
chen ihn auch. Er ist einUnterschied-
spieler, der alle begeistert. Auch die
neutralen Fans.“ Somit sollte es vor-
behaltlich eines Rückschlags auch
keineBedenkenbezüglich der EMge-
ben. Wirtz, der gerade zum „Bundes-
liga-Spieler der Saison“ gekürt wurde,
hatte imSpiel bei BorussiaDortmund
am 21. April einen Schlag auf den
Oberschenkel abbekommen, der ihn
seitdem einschränkte. (dpa) > Sport

KURZ NOTIERT

Bayer: Wirtz fit für das
Europa-League-Finale

BRÜSSELDie EU wird künftig milliar-
denschwereZinserträge aus eingefro-
renem Vermögen der russischen
Zentralbank zur Finanzierung von
Militärhilfen für die Ukraine nutzen.
Minister aus den EU-Staaten trafen
dafür amDienstag in Brüssel die not-
wendigen Entscheidungen. Eine po-
litische Verständigung auf das Vorge-
hen hatte es bereits vor knapp zwei
Wochen gegeben. Allein dieses Jahr
sollen bis zu drei Milliarden Euro für
die Ukraine zusammenkommen.

(dpa)

EU nutzt Gelder aus
Russland für Ukraine

Mehr politisch motivierte Gewalt
Mehr Kriege und Krisen führen zu mehr politischer Gewalt. Der Gazakrieg hat zum massiven
Anstieg antisemitischer Straftaten geführt. Die meisten Delikte kommen aus der rechten Ecke.

BERLIN Die Straftaten werden von
Rechten begangen, von Linken, von
Islamisten, von Umweltaktivisten
und von Judenhassern: Im vergange-
nen Jahr ist die Zahl der Delikte mit
politischemHintergrund in Deutsch-
land auf einen neuen Höchststand
gestiegen. Bundesinnenministerin
Nancy Faeser (SPD) sagte am Diens-
tag in Berlin bei der Vorstellung der
Fallzahlen für die PolitischMotivierte
Kriminalität 2023: „Die Täter feiern
sich für ihren Kampf gegen ein Sys-
tem, das sie verachten. Doch sie sind
und bleiben stumpfe Gewalttäter.“

Insgesamt wurden mehr als 60.000
Straftaten registriert – 1,89 Prozent
mehr als ein Jahr zuvor. „Das sind Ta-
ten, die sich gegen unsere offene und
freiheitlicheGesellschaft richten“, be-
tonte Faeser. „Diejenigen, die in un-
serer Gesellschaft Wut und Hass sä-
en, sind lauter geworden.“ Zugleich
verwies sie auf eine „Eskalation der
politischen Aggression mit immer
stärkeren Einschüchterungsversu-
chen“ gegen politisch und ehrenamt-
lich Engagierte. Sie sprach sich für
„schnelle Verfahren mit spürbaren
Konsequenzen“ aus.

Mit fast 29.000 Taten wurden

rechtsextremistisch motivierte Fälle
erneut am häufigsten gezählt. Das
entspricht einer Zunahme um gut 23
Prozent im Vergleich zu 2022. Durch
rechtsextreme Gewalt seien im ver-
gangenen Jahr 714 Verletzte zu bekla-
gen gewesen, hieß es. „In keinem an-
deren Bereich ist die Opferzahl so
hoch“, betonte Faeser. Der Präsident
des Bundeskriminalamtes (BKA),
Holger Münch, füg-
te hinzu, Rechtsex-
tremismus sei und
bleibe damit die
größte Bedrohung
für die freiheitlich-
demokratische
Grundordnung.

AuchdieZahl der
linksextremistisch
motivierten Taten stieg. Hier stellten
die Ermittler ein Plus von11,5 Prozent
von 6976 im Jahr 2022 auf 7777 fest.
Faeser nannte als jüngeres Beispiel
den mutmaßlich linksextremisti-
schen Brandanschlag auf das Strom-
netz in Brandenburg an, der das Tes-
la-Werk und ganze Ortschaften vom
Strom abgeschnitten habe. Das habe
gezeigt: „Linksextremisten schrecken
selbst vor schweren Eingriffen in un-
sere Energieinfrastruktur nicht zu-
rück.“ AnfangMärz hattenunbekann-

te Täter Feuer an einem Strommast
gelegt, der Teil der Stromversorgung
des Werks des US-Elektroautobauers
Tesla in Grünheide war. Wenn in le-
benswichtigen Bereichen wie in der
Medizin oder der Pflege der Strom
ausfalle, könne das lebensgefährlich
sein, fügte die Ministerin hinzu.

Die Zahl der Straftaten gegen
Amts- und Mandatsträger nahm

deutlich um 29
Prozent zu. Fae-
ser sagte, vor al-
lem am rechten
Rand werde „ein
Klima der Ge-
walt“ geschürt.
Sie verwies auf
denAngriff gegen
den sächsischen

SPD-Europaabgeordneten Mathias
Ecke, der inDresden beimAnbringen
von Wahlplakaten krankenhausreif
geschlagen worden war. Die mut-
maßlichen Täter sollen Verbindun-
gen ins rechtsextreme Milieu haben.

Eine deutliche Veränderung ist seit
der Eskalation in Nahost messbar:
Mit 5164 Fällen (davon 148 Gewaltta-
ten) wurde bei den judenfeindlichen
Straftaten 2023 ein neuer Höchst-
stand erreicht. Das bedeutet einen
Anstieg um 95 Prozent, denn im Vor-

jahr waren es noch 2641 Fälle. Allein
53 Prozent der im 2023 erfassten Ta-
ten seien nach dem Terrorangriff der
Hamas auf Israel AnfangOktober ver-
übt worden. Faeser sagte: „Der 7. Ok-
tober 2023 war für Jüdinnen und Ju-
den eine tiefe Zäsur, leider auch in
Deutschland.“

Bayerns Innenminister Joachim
Herrmann (CSU) warf Faeser in dem
Zusammenhang vor, „viel zu halbher-
zig“ gegen Islamisten vorzugehen.
„Vom radikalen Islamismus geht eine
immer größere Eskalationsgefahr
aus, gerade gegenüber unseren jüdi-
schen Mitbürgern“, sagte er unserer
Zeitung. Die Zahl der antisemiti-
schen Straftaten habe sich im vergan-
genen Jahr fast verdoppelt. „Das ist
nicht nur eine erschreckende Bilanz,
sondern auch ein klarer Arbeitsauf-
trag an die Bundesinnenministerin:
Islamisten müssen noch deutlich
konsequenter bekämpft werden!“

Kritik, wonach die Polizeistatistik
zu ungenau ist oder nur ein kleines
Feld beleuchtet, wiesen Faeser und
Münch zurück. „Wir wollen schnell
handlungsfähig sein“, sagte Münch.
Straftaten würden mit dem Ziel, Ent-
wicklungen zu erkennen und darauf
reagieren zu können, so früh wie
möglich erfasst. > Meinung

VON MEY DUDIN

„Diejenigen, die in
unserer Gesellschaft Wut
und Hass säen, sind lauter

geworden.”
Nancy Faeser,

Innenministerin (SPD)

AACHEN Die Berichterstattung unse-
rer Redakteure Oliver Schmetz und
MarlonGego zumMissbrauch imBis-
tum Aachen ist einer von drei für den
„Stern“-Preis nominierten Beiträgen
in der Kategorie „Lokales“. Das teilte
der Verlag Gruner + Jahr, in dem das
Magazin „Stern“ erscheint, amDiens-
tagmit.Welcher der drei nominierten
Beiträgemit demPreis ausgezeichnet
wird, soll bei der Verleihung am 12.
Juni in Hamburg bekanntgegeben
werden.

In mehreren Berichten nannten
Schmetz und Gego erstmals die Na-
men von fast 20 Priestern aus dem
Bistum Aachen, die des sexuellen
Missbrauchs von Kindern und Ju-
gendlichen beschuldigt werden. Die
meisten Beiträge erzählen die Ge-
schichten von Tätern und deren Op-
fern, was es in deutschen Zeitungen
in dieser Form bislang nicht gegeben
hatte.

Aachens Bischof Helmut Dieser
veröffentlichte im Zuge unserer Be-
richterstattung als erster deutscher
Bischof eine Liste mit 53 Namen von
mutmaßlichen Missbrauchstätern,
die im Dienst des Bistums Aachen
standen. Vergangene Woche wurden
die ersten drei Klagen von Miss-
brauchsopfern gegen das Bistum am
Landgericht Aachen verhandelt.

Daneben sind Berichte des „Ham-
burger Abendblatts“ und der „Süd-
west Presse“ nominiert. Der „Stern“-
Preis zählt zu den renommiertesten
deutschsprachigen Auszeichnungen
für Journalisten. (red)

AZ-Redakteure für
den „Stern“-Preis
nominiert


